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Am 31.12.2012 hat das Bundes-
sozialgericht in zwei Ent-
scheidungen Stellung ge-

nommen zur Befreiung von Ärzten
von der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zu Gunsten einer berufs-
ständischen Altersversorgung. Für
Ärzte kommt dabei in aller Regel
das jeweilige ärztliche Versor-
gungswerk in Frage. Grundtenor
der Urteile ist, dass eine einmal
ausgesprochene Befreiung wohl
nur für die jeweilige Beschäftigung
gilt, die der Befreiung zu Grunde
lag. Die Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht ist im § 6 SGB
VI geregelt, dessen Absatz 5 im
Satz 1 eine Befreiung nur noch „auf
die jeweilige Beschäftigung oder
selbstständige Tätigkeit“ erlaubt
bzw. darauf beschränkt. Mit sei-

Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherung

Im folgenden werden die Urteile des Bundes-
sozialgerichts vom 31.10.2012 zur Befreiungs-
regelung von der Rentenversicherung nach
§ 6 SGB VI (B 12 R 3/11 R und B 12 R 5/10 R) und
deren Auswirkungen auf die im Medizincon-
trolling tätigen Ärzte behandelt.

nen Urteilen vom 31.10.2012 hat
sich das BSG sehr eng an den Wort-
laut des § 6 Abs. 5 S. 1 SGB VI gehal-
ten und damit eine langjährig an-
ders geartete Verwaltungspraxis
der Deutschen Rentenversiche-
rung aufgehoben.

Sobald also jemand seine Tätigkeit
oder seinen Arbeitsplatz wechselt,
ist ein neuer Antrag zur Befreiung
von der gesetzlichen Rentenversi-
cherung erforderlich. So wird es
von einigen Lesern der Terminbe-
richte des BSG interpretiert. Leider
liegt zum Stand Mitte März 2013
noch keine Urteilsbegründung vor,
so dass eine sinnvolle Bewertung
des Urteils schwierig ist. Noch
schwieriger ist es, konkrete Hand-
lungsempfehlungen zu geben. Auf
jeden Fall sollte jemand, der nach
dem 31.10.2012 seinen Arbeitsplatz
wechselt oder gewechselt hat, un-
verzüglich eine neue Befreiung be-
antragen. Die Anträge hierfür gibt
es beim jeweiligen Versorgungs-
werk.

Sollte ein Arzt nach der einmal er-
teilten Befreiung seinen Arbeits-
platz vor dem 31.10.2012 gewech-
selt haben, dann empfehlen einige
Versorgungswerke ebenfalls, eine
vorsorgliche Befreiung zu beantra-
gen. Erst wenn die Urteilsbegrün-
dung vorliegt, wird man sinnvoll
sagen können, ob und ab wann
auch für andere Ärztinnen und
Ärzte eine erneute Befreiung erfor-
derlich ist. Auch die Frage von
evtl. Übergangsfristen wird in Ge-
sprächen zwischen der Deutschen

Rentenversicherung Bund und
dem Dachverband der berufsstän-
dischen Versorgungswerke ABV
geregelt werden müssen. Der letzt-
genannte setzt sich dafür ein, dass
es für rückliegende Zeiträume zu
einer sachgerechten Bestands-
schutzregelung kommt.

Problematisch ist es, wenn die zu-
ständigen Stellen zu der Erkennt-
nis gelangen, dass keine wirksame
Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht vor-
lag. Dies hat zunächst zur Folge,
dass die Beiträge anstatt an das
ärztliche Versorgungswerk an die
gesetzliche Rentenversicherung
gezahlt werden müssen. Dort wer-
den sie dann entsprechend zum
Aufbau einer eigenen Rentenan-
wartschaft verwendet. Die wird
aber in aller Regel deutlich gerin-
ger ausfallen als beim Versor-
gungswerk.

Rückforderung der Beiträge
bis zu vier Jahre
Falls der Anlass für die Rücknah-
me des Befreiungsbescheides
schon seit mehreren Jahren vor-
liegt, kann auch eine Rückforde-
rung der Beiträge bis zu maximal
vier Jahren verlangt werden. Es be-
steht dann eine Doppelversiche-
rung, die zu einer doppelten Bei-
tragspflicht zur Versorgungsan-
stalt und zusätzlich zur Deutschen
Rentenversicherung führt, so zu-
mindest die Auffassung der Ba-
den-Württembergischen Versor-
gungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte
und Tierärzte.

Dr. med. Erwin Horndasch
Generalsekretär der DGfM
Deutsche Gesellschaft für Medizincontrolling
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Konsequenz ist in jedem Fall die
Abschmelzung der Rentenanwart-
schaft beim Versorgungswerk und
der gleichzeitige niedrigere Auf-
bau einer Anwartschaft bei der
Deutschen Rentenversicherung.
Die bayerische Ärzteversorgung
hat auf ihrer Homepage ihren Mit-
gliedern den Ratschlag gegeben,
bei jedem Tätigkeitswechsel ab so-
fort vorsorglich eine neue Befrei-
ung beantragen. Es geht also dabei
nicht nur um einen Wechsel des
Arbeitgebers, sondern um einen
Wechsel der Tätigkeit, da eine Be-

freiung nur noch für die jeweilige
Beschäftigung gelten soll, für die
sie konkret erteilt wurde. Eine Be-
freiung ist rückwirkend nur inner-
halb von drei Monaten nach Wech-
sel der Tätigkeit möglich. Bei einer
verspäteten Antragstellung wirkt
die Befreiung dagegen erst ab An-
tragseingang, auch wenn die Be-
freiungsvoraussetzungen zuvor
bereits gegeben waren.

Zum derzeitigen Stand kann auch
niemand sagen, wie denn in Zu-
kunft der Begriff „jeweilige Be-
schäftigung“ definiert ist. Unge-
achtet des Arbeitgeberwechsels
dürfte dabei auch eine Verände-
rung der Arbeitsinhalte eine Rolle
spielen, also der Wechsel von der
klinischen Tätigkeit in das Medi-
zincontrolling – möglicherweise
aber auch auf schon geringere Ver-
änderungen, wie z. B. die Beru-
fung zum Oberarzt innerhalb der-
selben Abteilung. Was dabei gerne
vergessen wird: Auch der Träger-
wechsel einer Klinik ist ein Wech-
sel des Arbeitgebers und damit ein
Wechsel im Sinne der o. g. Voraus-
setzungen.

Besonderen Wert sollten die be-
troffenen Personen dann darauf
legen, dass die neue Beschäfti-
gung als eine ärztliche Beschäfti-
gung und als eine ärztliche Tätig-
keit gekennzeichnet wird, da sonst
eine Befreiung zugunsten einer be-
rufsständischen Versorgung nicht
möglich ist. Die DGfM hat in diver-

sen Publikationen zwar darauf
aufmerksam gemacht, dass die Tä-
tigkeit des Medizincontrollers in
der Regel eine ärztliche Tätigkeit
ist. Aber diese Auffassung wurde
auch – nicht zuletzt in den Herbst-
symposien 2010 und 2011 – disku-
tiert und kann deshalb nicht allei-
ne als Argumentation für eine Be-
freiung herangezogen werden.
Entscheidend hierfür ist eine ar-
beitsplatzbezogene Bewertung.

Die Betroffenen sollten sich daher
mit ihrem Arbeitgeber zusammen-

„Die Mitgliedschaft in der Ärztekammer bedingt im
Übrigen nicht automatisch eine Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht. Andererseits ist die Mitglied-

schaft in der Kammer Voraussetzung für die Befreiung.“

setzen und eine entsprechende in-
dividuelle Arbeitsplatzbeschrei-
bung erarbeiten. Eine pauschale
Formulierung ohne Bezug auf den
konkreten Arbeitnehmer, bzw. Ar-
beitsplatz ist dabei nach Meinung
von Experten wenig hilfreich. Pro-
blematisch sind dabei vor allem
solche Tätigkeiten, die nicht nur
von Angehörigen der verkammer-
ten freien Berufe (also Ärzte), son-
dern auch von anderen Berufs-
gruppen (z. B. Pflegekräften, Juris-
ten, Betriebswirtschaftlern) ausge-
übt werden können.

So wurde z. B. einem in der Phar-
maindustrie als „Medical Evalua-
tor“ tätigen Apotheker von der
Deutschen Rentenversicherung
Bund die Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht mit der
Begründung versagt, dass dessen
Tätigkeit auch von einem Biologen
oder Chemiker ausgeübt werden
könne. Die Mitgliedschaft in der
Ärztekammer bedingt im Übrigen
nicht automatisch eine Befreiung
von der Rentenversicherungs-
pflicht. Andererseits ist die Mit-
gliedschaft in der Kammer Voraus-
setzung für die Befreiung. Es kann
daher nur jedem Arzt empfohlen
werden, sich bei seiner Ärztever-
sorgung zu erkundigen und nach
Handlungsempfehlungen zu fra-
gen.

Als Antwort auf meinen Befrei-
ungsantrag, den ich bei der bayer-
ischen Ärzteversorgung gestellt

habe, habe ich einen Brief erhal-
ten, in dem es u. a. heißt:

„Eine neue Befreiung ist unseres
Erachtens erst für Tätigkeits- oder
Beschäftigungswechsel nach dem
31.10.2012 erforderlich. Die bisher
erteilte Befreiung erstreckt sich
daher derzeit weiterhin auf Ihre
Tätigkeit. Wir werden Ihren Befrei-
ungsantrag daher derzeit nur in
Ihrer Akte ablegen. Sollte sich
durch die noch ausstehenden Ur-
teilsgründe zur Entscheidung des
Bundessozialgerichtes vom Okto-
ber 2012 oder die Handhabung
durch die gesetzliche Rentenversi-
cherung ein früherer Termin zur
Überprüfung der Befreiung erge-
ben, werden wir Ihren Antrag wei-
terreichen.“

Auch diese Antwort wirft Fragen
auf, auf die im Moment niemand
sinnvolle Erwiderungen hat. Als
(mehr oder weniger) erfahrene
Mitarbeiter im Medizincontrol-
ling wissen wir jedoch aus leid-
voller Erfahrung, wie schnell und
tiefgreifend Urteile des Bundes-
sozialgerichtes die bis dahin ge-
lebte Wirklichkeit verändern kön-
nen. Insofern ist auch hier Vor-
sicht geboten und die eigene Al-
tersversorgung sollte jeder Kolle-
gin und jedem Kollegen nicht nur
einen kurzen Moment der Auf-
merksamkeit, sondern manchmal
auch einen längeren Blick und ei-
ne intensivere Beschäftigung
wert sein.

Sobald die Urteilsbegründung vor-
liegt und konkrete Handlungs-
empfehlungen daraus abgeleitet
werden können, bzw. Umsetzungs-
hinweise von der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund der Arbeits-
gemeinschaft der berufsständi-
schen Versorgungswerke erarbei-
tet worden sind, werden wir erneut
berichten. $
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